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Marine Le Pen Emmanuel Macron 

Europa und Internationales 

 Wiederherstellung der monetären, legislativen, 

territorialen und wirtschaftlichen Souveränität 

Frankreichs. 

Dazu sollen Verhandlungen mit den europäischen 

Partnern geführt werden, anschließend sollen die 

Franzosen in einer Volksabstimmung über die Zu-

gehörigkeit Frankreichs zur EU entscheiden 

 Aussetzung von Schengen: Frankreich wird Gren-

zen wieder kontrollieren 

 Nationales Recht soll wieder Vorrang vor europäi-

schem haben 

 Bildung einer Paneuropa-Union souveräner Staa-

ten, die die Schweiz und Russland einschließt 

 Kein Nettobeitrag Frankreichs zum EU-Haushalt 

 Austritt aus der Kommandostruktur der NATO 

 Budget der Euro-Zone in Höhe von mehreren 100 

Mrd. € für Investitionen einrichten 

 Dieses Budget soll von einem Parlament der Euro-

Zone legitimiert und kontrolliert und von einem 

Minister für Wirtschaft und Finanzen der Euro-

Zone gesteuert werden 

 Schengen-Vereinbarungen bewahren und schüt-

zen 

 Verstärkung von Frontex durch 5.000 zusätzliche 

Grenzwächter an den europäischen Grenzen 

 Gemeinsames Informationssystem für besseren 

Austausch bei der Bekämpfung von organisiertem 

Verbrechen und Terrorismus 

Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik 

 Massive Einschränkung des Rechts auf Asyl 

 Geburt in Frankreich verleiht kein Anrecht auf die 

französische Staatsbürgerschaft 

 Keine doppelte Staatsbürgerschaft für Bürger au-

ßereuropäischer Staaten 

 Aufnahme von Flüchtlingen ist eine moralische 

Verpflichtung 

 Schnellere Bearbeitung von Asylverfahren, damit 

eine zügige Ausbildung und Integration für Perso-

nen mit Asylrecht und eine zügige Abschiebung 

von Personen ohne Asylrecht möglich ist 

Wirtschafte-, Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik 

 Rücknahme der Reform des Arbeitsrechts 

 Vergabe öffentlicher Aufträge vorzugsweise an 

französische Unternehmen 

 Plan zur Reindustrialisierung Frankreichs auflegen 

 35 Stunden Woche beibehalten, Branchen können 

37- oder 39-Stunden-Wochen bei vollem Lohnaus-

gleich aushandeln 

 Rente: Renteneintritt mit 60 Jahren oder nach 40 

Jahren Beitragszahlungen 

 Erhöhung des Rentenbudgets um alle Leistungen, 

die nach dem nationalen Solidaritätsprinzip anfal-

len, finanzieren zu können 

 Kaufkraftprämie für alle Arbeitnehmer und Rent-

ner, die ein Einkommen von weniger als 1.500 € 

netto monatlich beziehen 

 Keine Privatisierung der staatlichen 

Eisenbahngesellschaft und der Post, Staat soll die 

Kontrolle über das Energieunternehmen EDF 

wieder übernehmen 

 Arbeitsrecht auf grundsätzliche Normen be-

schränken, 35-Stunden Woche beibehalten, Bran-

chen und Unternehmen können flexiblere Arbeits-

zeiten aushandeln 

 Streichung von 120.000 Beamtenstellen (nicht in 

Hospitälern) 

 Bis 2022 Garantie eines Renteneintritts mit 62 

Jahren oder nach 42 Jahren Beitragszahlungen 

 Aufbau eines universellen Rentensystems, das die 

37 speziellen Rentensysteme ersetzt und gleich-

ermaßen für Beamte wie Angestellte gilt 

 Arbeitslosenunterstützung auch für Selbststän-

dige und Freiberufler und für Arbeitnehmer, die 

selbst kündigen 

 Bei Ablehnung von akzeptablen Arbeitsangeboten 

oder fehlendem Engagement bei der Arbeitssuche 

Verlust des Anrechts auf Unterstützung 
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Finanz- und Steuerpolitik 

 Öffentliche Ausgaben binnen 5 Jahren um 60 Mrd. 

€ reduzieren (Ziel: 2022: 50% -Anteil am BIP) 

 Rückkehr zu einer nationalen Währung 

 Steuern auf Importe und die Beschäftigung von 

ausländischen Arbeitnehmern 

 Unternehmenssteuern für kleinere und mittlere 

Unternehmen auf 24% senken 

 Einkommenssteuer für die drei unteren Steuer-

klassen um 10% senken 

 Öffentliche Ausgaben binnen 5 Jahren um 60 Mrd. 

€ reduzieren durch Einsparungen im Gesundheits-

wesen (15 Mrd. €), bei den Gebietskörperschaf-

ten (10 Mrd. €), bei den Staatsausgaben (25 Mrd. 

€), durch Senkung der Arbeitslosigkeit (10 Mrd. 

€) 

 Investitionsplan in Höhe von 50 Mrd. € (15 Mrd. € 

für Aus- und Weiterbildung, 15 Mrd. € für den 

ökologischen und energetischen Wandel, jeweils 

5 Mrd. für die Landwirtschaft, das Gesundheits-

wesen, das Verkehrswesen und die Modernisie-

rung der öffentlichen Verwaltung) 

 Unternehmenssteuern von 33,3% auf 25% senken 

 Reform der Vermögenssteuer (keine Steuer auf 

Kapital, das investiert wird, weiterhin Besteuerung 

von Immobilieneinkünften) 

Energieversorgung und Umwelt  

(beide Kandidaten möchten erneuerbare Energien und die energetische Sanierung von Gebäuden fördern) 

 An Atomenergie festhalten, da sie kaum CO2 aus-

stößt, keine Schließung des AKW Fessenheim 

 Anteil an fossilen Energien am Energiemix binnen 

20 Jahren um die Hälfte reduzieren, um so auch 

die Kontakte zu Ländern, "die ldeologien exportie-

ren", einzuschränken 

 Gegen die Förderung von Schiefergas 

 Kein Ausstieg aus der Atomenergie, sicherstellen, 

dass Frankreich sein Exzellenzwissen in diesem 

Bereich behält, Schließung des AKW Fessenheim 

in den nächsten fünf Jahren 

 Staatliche Begleitung der Erweiterung des franzö-

sischen Energiemix, um die Abhängigkeit von der 

Atomenergie zu vermindern 

 Umweltfreundliches Steuersystem, um eine Wirt-

schaft mit niedrigem CO2-Ausstoß zu erreichen 

Wahlsystem / Parlament und Senat 

 Einführung eines proportionellen Systems bei al-

len Wahlen 

 Bei den Wahlen zur Assemblée Nationale soll die 

Partei, die die meisten Stimmen erhält, einen Bo-

nus von 30% der vergebenen Sitze erhalten, Par-

teien, die weniger als 5% der Stimmen erhalten, 

sollen keine Sitze bekommen 

 Die Zahl der Abgeordneten in der Assemblée Nati-

onale soll von 577 auf 300 reduziert werden, die 

Zahl der Mitglieder des Senats von 348 auf 200 

 Zahl der Mitglieder der Assemblée Nationale und 

des Senats soll um ca. ein Drittel reduziert 

werden 
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